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diesen Fällen nicht immer die Gewähr, daß der Raum von 
allen Hausbewohnern stets verschlossen wird. Als gemein­
schaftlich genutzte Räume sind solche anzusehen, die von al­
len Hausbewohnern zum Abstellen von Kinderwagen, Fahr­
rädern u. ä. oder zum Wäschetrocknen benutzt und besonders 
verschlossen werden.

Versicherungsnehmer und Versicherte sind nach § 5 ABH 
verpflichtet, Schadensereignisse durch Einbruchdiebstahl, 
Diebstahl und Raub unverzüglich der Staatlichen Versicherung 
und der Deutschen Volkspolizei zu melden. Sie haben alle 
ihnen zumutbaren Maßnahmen zu ergreifen, um den Schaden 
zu mindern und alles zu tun, was zur Klärung des Tatbe­
standes und des Schadensumfangs beiträgt. Versicherungsneh­
mer bzw. Versicherte sind auch verpflichtet, im Schadensfall 
der Staatlichen Versicherung die Rahmennummer des gestoh­
lenen Fahrrades anzugeben. Sie müssen die Staatliche Versi­

cherung auch dann unterrichten, wenn sie vom Verbleib ent­
wendeter Gegenstände Kenntnis erhalten.

Die Staatliche Versicherung kann z. B. bei einem Fahrad- 
diebstahl die Vorlage der Garantiekarte und genaue Angaben 
über den Zeitpunkt der Anschaffung, das Fabrikat und den 
Zustand des Fahrrades verlangen. Sollte der Versicherungs­
nehmer mit der Höhe des Schadensbetrags nicht einver­
standen sein, weil er z. B. die auf der Grundlage des Zeitwerts 
berechnete Versicherungsleistung nicht für angemessen hält, 
muß er den von ihm geforderten höheren Wert des Fahrrades 
durch Vorlage von Rechnungen über die Erneuerung wesent­
licher, werterhöhend wirkender Teile sowie durch Bestäti­
gungen Dritter über den Zustand des Fahrrades nachweisen. 
HEINZ SEYFARTH,
Bezirksdirektor der Staatlichen Versicherung der DDR, 
Bezirksdirektion Potsdam

Fragen und Antworten
Unter welchen Voraussetzungen kann Wohnraum in Eigen­
heimen erfaßt und vergeben werden?

Ein Eigenheim ist als persönliches Eigentum für den Wohn- 
bedarf der Familie bestimmt. Unabhängig vom Bestehen des 
persönlichen Eigentums an Eigenheimen liegt es jedoch im ge­
sellschaftlichen Interesse, daß auch die Eigenheime nicht völ­
lig aus der staatlichen Wohnungspolitik ausgeklammert wer­
den. Diese grundlegende Position beachtend, sieht § 13 Abs. 3 
der VO über die Lenkung des Wohnraums vom 14. Septem­
ber 1967 (GBl. II Nr. 105 S. 733) i. d. F. der AnpassungsVO vom 
13. Juni 1968 (GBl. II Nr. 62 S.353; Berichtigung GBl. Nr. 103 
S. 827) und der VO über die Neufassung von Regelungen 
über Rechtsmittel gegen Entscheidungen staatlicher Organe 
vom 24. Juni 1971 (GBl. II Nr. 54 S. 465) vor, daß Wohnraum in 
Eigenheimen nicht der Erfassung unterliegt, wenn dieser von 
Eigentümern und ihren Familienangehörigen bewohnt und 
unter Berücksichtigung des § 10 WRLVO für ihre Wohnraum­
versorgung benötigt wird. § 10 WRLVO nennt die allgemei­
nen Kriterien für die Wohnraumvergabe, dazu gehören z. B. 
die örtliche Wohnraumlage, die Familienzusammensetzung, 
die Größe und Struktur des Wohnraums.

Diese, im jeweiligen Territorium, zu konkretisierenden 
Grundsätze müssen bei der Prüfung der Frage, ob der in 
einem Eigenheim vorhandene Wohnraum auch tatsächlich der 
Befriedigung der persönlichen Wohnbedürfnisse der Familie 
des Eigentümers dient, zur Anwendung kommen.

Erfordert die örtliche Wohnraumlage eine Erfassung von 
Wohnraum auch in Eigenheimen, dann bestehen demnach 
durchaus die rechtlichen Möglichkeiten, z. B. unterbelegten 
Wohnraum in Eigenheimen zu erfassen und ihn zur Vergabe 
durch die staatlichen Wohnraumlenkungsorgane zur Verfü­
gung zu stellen.

Von der Erfassung des Wohnraums wird das persönliche 
Eigentum am Eigenheim nicht berührt.

Was ist beim Ausscheiden von Vertragspartnern aus einer 
Gemeinschaft von Bürgern zu beachten, die sich zur Errichtung 
von Baulichkeiten zusammengeschlossen haben?

Der Vertrag über die Bildung einer Gemeinschaft von Bür­
gern zur Errichtung von Baulichkeiten soll Festlegungen über 
den Zweck der Gemeinschaft, die Beteiligung an den Auf­
wendungen und auch über das Ausscheiden von Vertragspart­
nern enthalten (§267 ZGB). Hierbei handelt es sich um das 
sog. „InnenVerhältnis“ zwischen den an der Gemeinschaft 
beteiligten Bürgern.

Wie beim Ausscheiden eines Vertragspartners zu verfahren 
ist, wird in erster Linie von der vertragsgemäßen Ausgestal­
tung der Eigentumsverhältnisse an den errichteten Baulich­
keiten und der Nutzungsverhältnisse an der Bodenfläche ab- 
hängen. Letztere werden im sog. „Außenverhältnis“ durch 
Nutzungsvertrag zwischen dem Überlassenden der Bodenflä­
che (Eigentümer oder Rechtsträger) und der Gemeinschaft 
(§ 268 Abs. 2 ZGB) oder mit den einzelnen Bürgern abge­
schlossen. Das wird in der Praxis unterschiedlich gehand- 
habt.

Auch hinsichtlich der Festlegungen über das Entstehen von 
Eigentum können die Gemeinschaften unterschiedlich ver­
fahren. Ist im Vertrag bestimmt, daß die errichteten Baulich­
keiten gemeinschaftliches Eigentum sein sollen, dann han­
delt es sich um Gesamteigentum, über das die Vertragspart­

ner nur gemeinschaftlich verfügen können (§269 Abs. 2 ZGB), 
ist dagegen das Entstehen von Einzeleigentum an der Bau­
lichkeit festgelegt, setzt eine wirksame Veräußerung voraus, 
daß über die entsprechende Bodenfläche ein Nutzungsvertrag 
vorliegt und daß das Nutzungsrecht nunmehr beendet und 
vom Überlassenden der Bodenfläche auf den Bürger über­
tragen wird, der die Baulichkeit erwerben will.

Der Vertrag über die Begründung eines neuen Nutzungs­
verhältnisses an der Bodenfläche im Zusammenhang mit der 
Übertragung des Eigentumsrechts an einer Baulichkeit durch 
den bisherigen Nutzungsberechtigten bedarf gemäß § 2 Abs. 1 
Buchst, m der Grundstücksverkehrsverordnung vom 15. De­
zember 1977 (GBl. I 1978 Nr. 5 S. 73) der staatlichen Geneh­
migung. Ohne diese Genehmigung ist ein Kaufvertrag nicht 
wirksam. Wird sie vom zuständigen staatlichen Organ abge­
lehnt, dann ist der Kaufvertrag nichtig (§ 68 Abs. 1 Ziff. 4 
ZGB).

Aus dem Vorstehenden ergibt sich, daß die Rechtsbezie­
hungen der Bürgergemeinschaften, insbesondere im Hinblick 
auf die Festlegungen über das Eigentum und die Bodennut­
zung, sehr unterschiedlich gestaltet sein können und daß es 
die Vertragspartner im wesentlichen selbst in der Hand ha­
ben, im Vertrag die für ein gutes Zusammenwirken in der 
Gemeinschaft erforderlichen Festlegungen zu treffen.

Für eine den Rechtsvorschriften entsprechende Abwick­
lung der Außenbeziehungen ist die enge Zusammenarbeit mit 
den örtlich zuständigen Staatsorganen zu empfehlen.

Was sind zum ehelichen Haushalt gehörende Gegenstände, die 
dem überlebenden Ehegatten neben seinem Erbteil zuste­
hen?

Zu den, zum ehelichen Haushalt gehörenden Gegenständen 
zählen all die Gegenstände, die als gemeinschaftliches Eigen­
tum der Ehegatten oder als Alleineigentum des verstorbenen 
Ehegatten der gemeinsamen Haushaltsführung dienten. Mit 
dieser gesetzlichen Regelung (§ 365 Abs. 1 ZGB) soll gesichert 
werden, daß die bis zum Tod des anderen Ehegatten bestehen­
den Lebensbedingungen des überlebenden Ehegatten mög­
lichst erhalten bleiben.

Eine Aufzählung all dessen, was zum ehelichen Haushalt 
gehört, war angesichts der Vielfalt der Lebensbedingungen 
und der konkreten Umstände des Einzelfalls im Gesetz nicht 
möglich. Deshalb mußte sich der Gesetzgeber — wie in solchen 
Fällen üblich — für einen allgemeinen Begriff entscheiden, 
der in der Rechtsprechung der Gerichte und in der Literatur 
(vgl. z. B. Zivilrecht, Kommentar, Berlin 1983, Anm. 1.3. zu 
§ 365 [S. 417]) inzwischen eine Auslegung erfahren hat.

Als zum ehelichen Haushalt gehörende Gegenstände sind 
solche anzusehen, die unmittelbar der gemeinsamen Haus­
haltsführung dienen (z. B. Möbel, Teppiche und andere Ein­
richtungsgegenstände, Haushaltswäsche, Geschirr, Kühl­
schrank, elektrische Haushaltsgeräte, Waschmaschine, Fern­
sehapparat u. ä.). Dazu zählen aber auch Gegenstände, die 
zur individuellen Ausgestaltung des Haushalts beitragen (z. B. 
Wandschrank, Bilder, Gardinen). ,

Nicht zum ehelichen Haushalt gehören Gegenstände, die 
sich nicht unmittelbar auf die Gestaltung des Haushalts aus- 
wirkeo (z. B. eine Garage, ein Wochenendhaus, ein Motor­
boot, besonders wertvolle Originalgemälde, Münzen- oder 
Briefmarkensammlungen, Ersparnisse und im Regelfall der 
Pkw).


